
Reformen der Sozialpolitik in modernen
Wohlfahrtsstaaten

Achim Goerres

Inhalt
1 Reformen wohlfahrtsstaatlicher Politik als Paradebeispiel schwierigen Regierens . . . . . . . . . . 2
2 Einflussreiche Faktoren sozialpolitischer Reformwege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3
3 Erfolgreiche Regierungsstrategien bei sozialpolitischen Reformen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6
4 Zusammenfassung und Forschungsperspektiven . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9
Literatur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9

Zusammenfassung

Dieser Beitrag zeichnet die Politik der Reformen moderner Wohlfahrtsstaaten
nach. Obwohl bestehende sozialpolitische Maßnahmen sich häufig großer Be-
liebtheit erfreuen, gibt es systematische Pfade der Veränderung in diesem Feld
schwierigen Regierens. Diese Veränderungen werden erstens bedingt durch all-
gemeine institutionelle Faktoren des politischen Systems, die seine Reformier-
barkeit beeinflussen. Zweitens zeichnet sich die Sozialpolitik durch ein paar
Besonderheiten wie eine starke Pfadabhängigkeit, den hohen Erwartungen der
Bürger (Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Text das generische
Maskulinum verwendet, gleichwohl sich die Angaben stets auf alle Geschlechter
beziehen (m/w/d).) und den unterschiedlichen Organisierungsgraden verschiede-
ner Zielgruppen der Sozialpolitik aus. Drittens kann man erfolgreiche Reform-
wege anhand von sieben Strategien skizzieren, die einzeln oder in Kombination
den Erfolg eines Reformversuches erhöhen. Der Beitrag schließt mit einem
Ausblick über aktuelle Forschungsansätze und stellt insbesondere das Potenzial
der Politics-Policy-Perspektive heraus, in der man gleichzeitig versucht, das
Zusammenspiel zwischen Policy-Entwicklung und Dynamiken des politischen
Prozesses in Bezug auf Parteien und Wähler besser zu verstehen.
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1 Reformen wohlfahrtsstaatlicher Politik als Paradebeispiel
schwierigen Regierens

Der moderne Wohlfahrtsstaat ist der Liebling seiner Bürger (vgl. Kumlin et al.
2021). Seine Errungenschaften sind Beispiel für den Fortschritt moderner Demokra-
tien in der Verbesserung der Lebensqualität und des Ausgleichs ungleicher Chancen.
Gleichzeitig sind einige Strukturen des Wohlfahrtsstaates und vor allem seine
Finanzierung nicht mehr in dem bekannten Umfang tragbar. Grundsätzliche Bedin-
gungen für seine Finanzierbarkeit wie eine lebenslange, ununterbrochene Beschäf-
tigung, ein relativ kurzes Leben nach Renteneintritt oder private Fürsorgearbeit – vor
allem durch die Familie – sind nicht länger gegeben. Deswegen ergab sich in allen
modernen Wohlfahrtsstaaten spätestens seit den 1980er-Jahren die Notwendigkeit,
grundsätzliche sozialpolitische Reformen umzusetzen.

Die Beschäftigung mit Sozialpolitik und den ihr zugrunde liegenden Strukturen,
dem Wohlfahrtsstaat, ist ein zentraler Bestandteil der Vergleichenden Regierungs-
forschung. Sozialpolitik, das heißt eine umverteilende und regulative Politik zur
Absicherung von Risiken und Ausgleichung von Lebenschancen, ist teuer und
umfasst einen substanziellen Anteil staatlicher Ausgaben. Seit 1980 stiegen in den
OECD-Ländern die Sozialausgaben im Schnitt von 14,5 Prozent des BIP auf
20,6 Prozent im Jahr 2010 und sanken wieder leicht auf 20,0 Prozent im Jahr 2019
(OECD 2020).

Sozialpolitik ist eine sehr sichtbare Politik, deren Relevanz für die Bürger selbst
oder für eine Person in ihrer persönlichen Umgebung direkt erkennbar ist. Sie ist
eine Politik, die auf vielfacher Umverteilung zwischen verschiedenen, sich über-
schneidenden Gruppen beruht. Schlussendlich sind einige der von Sozialpolitik
profitierenden Gruppen, wie beispielsweise die Arbeitnehmer, sehr gut organisiert
und können wohlfahrtstaatliche Politik schlagkräftig beeinflussen (Kitschelt 2001),
während andere, wie Arbeitslose oder Eltern kleiner Kinder, schlecht organisiert
sind. All diese Eigenschaften machen die Reformen wohlfahrtsstaatlicher Politik zu
einem Paradebeispiel schwierigen Regierens. Obwohl die Widerstände immens sind,
setzen Politiker substanzielle Reformen durch.

Dieser Beitrag stellt das aktuelle politikwissenschaftliche Wissen über die Fak-
toren, die wohlfahrtsstaatliche Reformen erschweren oder erleichtern, und über
unterschiedliche Reformstrategien dar. Wohlfahrtsstaatliche Reformen beinhalten
in diesem Beitrag entweder das Zurückfahren von Ansprüchen, Dienstleistungen
oder Transfers – oder aber sie bedeuten Maßnahmen in neuen Themenbereichen der
Sozialpolitik, sei es Regulierung, die Einrichtung neuer Dienstleistungen oder neuer
Transfers, oder expansive in alten Themenbereichen (wie eine Ausweitung beispiels-
weise des Elterngeldes). Die erste Art von Reformen ist die deutlich schwierigere,
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weil sie das Zurücknehmen von bestehender sozialpolitischer Versorgung beinhaltet
(Retrenchment). Sie bildet den Schwerpunkt dieses Beitrags.

Die zurate gezogenen Analysen stützen sich fast ausschließlich auf die
OECD-Welt, also die Staaten, die aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der OECD für
quantitative Analysen leicht zugänglich sind, und hierbei besonders auf europäische
Nationen.1 Es wird aufgedeckt, dass es trotz sehr widriger Umstände gegenüber
tiefgreifenden wohlfahrtsstaatlichen Reformen eine ganze Reihe von Konstellatio-
nen gibt, in denen Reformen möglich sind.

Der folgende Abschnitt gibt eine Übersicht über Faktoren, denen man in empi-
rischen Studien reformerschwerende bzw. -erleichternde Wirkung nachgewiesen
hat. Abschnitt drei beschreibt Regierungsstrategien, die die Umsetzung wohlfahrts-
staatlicher Reformen erleichtern. Der vierte Abschnitt schließt den Beitrag mit einem
Überblick über die wichtigsten Perspektiven der aktuellen Forschung ab.

2 Einflussreiche Faktoren sozialpolitischer Reformwege

Die politikwissenschaftliche Forschung nennt eine große Bandbreite von Faktoren,
die darauf Einfluss haben, wann, in welcher Geschwindigkeit, wie und warum
bestimmte sozialpolitische Reformen ablaufen. Hier lohnt es sich zu unterscheiden
zwischen Faktoren, die Policy-Entscheidungen insgesamt beeinflussen und deswe-
gen auch für die Sozialpolitik relevant sind, und Faktoren, die eine besondere
Bedeutung für den Bereich der Sozialpolitik haben.

2.1 Allgemeine Faktoren

Zentral für alle politischen Reformen ist das institutionelle Gefüge eines demokra-
tischen Staates. Eine grundsätzliche Unterscheidung wird getroffen zwischen den
sogenannten „Konsensdemokratien“ und den „Mehrheitsdemokratien“ nach Arend
Lijphart (1999), die sich jeweils durch eine Reihe von Dimensionen unterscheiden.

Besonders relevant für eine Mehrheitsdemokratie sind eine schlagkräftige Exe-
kutive, die durch Mitglieder einer Partei besetzt wird, wenige institutionelle Struk-
turen, die einfachen Mehrheitsentscheidungen im Parlament entgegenstehen, sowie
ein Verfassungsgericht oder eine zweite Kammer. Diesem Idealtyp kam bis 1999 das
Vereinigte Königreich sehr nahe. Eine Konsensdemokratie dagegen zeichnet sich
durch eine Koalitionsregierung und eine Verhandlungstradition zwischen diversen
wichtigen Institutionen wie dem Parlament, der Regierung, der zweiten Kammer und

1Teil der 2020er OECD-Welt mit 37 Staaten sind auch viele postkommunistische Staaten. Ihre
Wohlfahrtsstaaten erfuhren massive Veränderungen durch den Übergang von sozialistischen Sys-
temen zu liberalen Demokratien, die in diesem Beitrag nicht gesondert betrachtet werden (Cerami
und Vanhuysse 2009; Cook 2007).
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den Sozialpartnern aus. Die Bundesrepublik Deutschland wird beispielsweise häufig
diesem zweiten Typus zugerechnet.

In Bezug auf die Schnelligkeit von sozialpolitischen Reformen würden sicherlich
die meisten Politikwissenschaftler der Mehrheitsdemokratie die größere Leistung
zusprechen, was sich allgemein in der Diskussion um Vetopunkte und Sozialpolitik
widerspiegelt (Immergut et al. 2007). Wenn eine Regierung eine solide Mehrheit hat,
kann sie umgehend auch grundsätzliche Reformen durchführen. In Bezug auf
Reformverläufe gibt es allerdings auch Analysen, die zeigen, dass sozialpolitische
Reformen in Konsensdemokratien grundlegender sein können, wenn wichtige Ver-
handlungspartner der Regierung, etwa die Sozialpartner, ähnliche Interessen haben
wie die Regierung, also starke neokorporatistische Strukturen vorliegen (Anderson
2001; Esping-Andersen 1996b; Rhodes 2001). Weiterhin nimmt beispielsweise
Lijphart selbst an, dass in Konsensdemokratien getroffene Beschlüsse besser umge-
setzt und unterstützt werden, weil sie von mehr Akteuren mitgetragen werden. Man
kann also nicht grundsätzlich sagen, dass sozialpolitische Reformen in der einen
oder anderen Demokratieform „einfacher“ in der Umsetzung sind.

Eine weitere Erklärung stellt die Gesamtheit der wohlfahrtsstaatlichen Institutio-
nen (das „wohlfahrtsstaatliche Regime“) in den Vordergrund (Bonoli und Palier
2000; Esping-Andersen 1990). Aufgrund historisch gewachsener Institutionengefü-
ge lassen sich je nach Autor drei bis fünf wohlfahrtsstaatliche Regimes in Europa
ausmachen. Jedes der ursprünglichen idealtypischen Regimes ist durch unter-
schiedliche Schwerpunkte der Sozialpolitik gekennzeichnet: das sozialdemokrati-
sche Regime in Skandinavien durch Universalismus, das konservative Bismarcksche
Regime in Kontinentaleuropa durch den Erhalt des sozioökonomischen Status, der
durch den Arbeitsmarkt gewonnen wird, und das liberale Regime in Großbritannien
und Irland durch eine minimalistische bedarfsorientierte Grundversorgung. In Bezug
auf wohlfahrtsstaatliche Reformen existiert nun die These, dass Staaten desselben
Regimes ähnliche Reformwege gegangen sind, weil die existierenden Institutionen
ähnliche Sachzwänge beinhalten (Esping-Andersen 1996a).

Darüber hinaus ist die aktuelle Struktur des politischen Wettbewerbs von Bedeu-
tung (Allan und Scruggs 2004; Korpi und Palme 2003). Neben ganz allgemeinen
Aspekten des Wettbewerbs wie der Anzahl relevanter Parteien in einem System sind
Regierungen, wenn sie Sozialpolitik planen, mit bestimmten ideologischen Positio-
nen ihrer relevanten Gegner im Parteiensystem konfrontiert. Wie über bestimmte
sozialpolitische Vorschläge – beispielsweise durch die größten Oppositionsparteien
– gesprochen wird, kann den Aktionsspielraum der Regierungen beeinflussen. So
zeigt Bashevkin (2002), dass die großen sozialpolitischen Reformen der politischen
Führer des sozialdemokratischen Dritten Wegs im Vereinigten Königreich, den USA
und Kanada im Bereich der Familienpolitik durch die sehr konservativen Positionen
ihrer Herausforderer aus taktisch-pragmatischen Gründen in eine bestimmte Rich-
tung entwickelt wurden.

Schließlich grenzen externe Faktoren, insbesondere die zunehmende internatio-
nale Verflechtung wirtschaftlicher Aktivitäten und EU-Regelungen, die National-
staaten ein. Es gibt eine große Debatte zur Bedeutung der Globalisierung für die
Sozialpolitik (Genschel 2004; Scharpf und Schmidt 2000; Swank 2002). Die
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zunehmende Globalisierung bringt Nationalstaaten in einen schärferen Wettbewerb
um Unternehmen, da letztere ihren Sitz international bewegen können, um sich so
Standortvorteile zum Beispiel in Bezug auf Steuerregime zu sichern. Vor allem im
sozialpolitischen Bereich des Arbeitsmarktes ist diese Diskussion wichtig, weil die
Finanzierung zentraler sozialpolitischer Programme wie der Arbeitslosenunterstüt-
zung den Faktor Arbeit teurer macht. Obwohl Befürchtungen eines race to the
bottom in der Sozialpolitik, also einer Konvergenz der sozialpolitischen Politik auf
dem für Unternehmen billigsten Niveau, bisher nicht nachgewiesen werden konnten,
spielt die Globalisierung aufgrund ihrer generellen Bedeutung für Regierungen in
Bezug auf besteuerbare Organisationen und damit der Finanzierung des Wohlfahrts-
staates eine wichtige Rolle (Huber und Stephens 2001; Manow 2001). Für Mitglied-
staaten der EU wird der Bereich der Sozialpolitik zunehmend durch europäische
Entscheidungen mit beeinflusst. Obwohl die re-distributive Politik traditionell die
Prärogative nationaler Regierungen war, dehnte sich der Einfluss der europäischen
Ebene (und damit auch die Beteiligung nationaler Regierungen über den Europä-
ischen Rat) zunehmend aus. Die europäischen Entscheidungen konzentrieren sich
jedoch vor allem auf die regulative Sozialpolitik wie den Schutz bestimmter Grup-
pen am Arbeitsplatz (Leibfried 2005).

2.2 Spezielle Faktoren sozialpolitischer Reformen

Die gerade beschriebenen Faktoren sind allgemein für demokratische Politik bedeut-
sam, so auch für die Sozialpolitik. Es gibt einige weitere Faktoren, die insbesondere
im Bereich der wohlfahrtsstaatlichen Politik Entscheidungen und ihren Verlauf
beeinflussen können.

Eine zentrale Logik für sozialpolitische Reformen ist die institutionelle Pfad-
abhängigkeit (Pierson 1994). Sie besagt, dass die zu früheren Zeitpunkten getroffe-
nen politischen Entscheidungen zum Ausbau bestimmter organisatorischer Struktu-
ren geführt haben. Sobald eine Art von Struktur gewählt ist, wird eine grundsätzliche
Abweichung von dieser Struktur mit fortschreitender Zeit zunehmend schwieriger.
Der kausale Mechanismus dahinter hängt auf der einen Seite mit den zu Beginn
gezahlten Einrichtungskosten dieser Strukturen, die durch eine grundsätzliche Ab-
weichung unnütz würden, und zum anderen mit einer immer schlagkräftigeren
Verteidigung der bestehenden Strukturen durch diejenigen Gruppen und Organisa-
tionen, die von ihnen profitieren, zusammen. Diese Logik hat eine besondere
Bedeutung im Bereich der Sozialpolitik aufgrund des umfassenden Versorgungs-
oder Vorsorgeanspruchs, der meist eine umfangreiche Verwaltungsstruktur nach sich
zieht. Beispielsweise obliegt in Deutschland die Verwaltung der Finanzierung und
die Abwicklung von Arbeitslosenunterstützung teilweise eigenen organisatorischen
Strukturen. In anderen Ländern – wie Belgien – sind die Gewerkschaften für die
Arbeitslosenversicherung zuständig. Je etablierter eine bestimmte organisatorische
Struktur in einem sozialpolitischen Gebiet ist, desto schwieriger ist es für Regierun-
gen, diese Organisation selbst oder ihre Aufgaben zu verändern. Wohlfahrtsstaaten
ändern aber als institutionelle Regime nicht ihren grundsätzlichen Typus. Beispiels-
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weise behielten Schweden und Finnland selbst unter stärksten wirtschaftlichen und
fiskalischen Problemen ihre universalistischen Wohlfahrtsstaaten bei (Timonen
2003).

Eine weitere zentrale Rolle in der Sozialpolitik spielen die Erwartungen der
Bürger (Pierson 1994). Sie lernen bereits als Jugendliche und junge Erwachsene
bestimmte Funktionen und Dienstleistungen ihres Sozialstaates kennen; diese Lern-
erfahrungen bestimmen grundsätzlich ihre Erwartungen an den Staat. Beispielsweise
lässt sich zeigen, dass in Deutschland noch nach mehr als einem Jahrzehnt nach der
Wende die Erwartungen der in der ehemaligen DDR sozialisierten Bundesbürger an
den deutschen Wohlfahrtsstaat umfassender waren als die der im ehemaligen Westen
oder der im vereinigten Deutschland Sozialisierten (Goerres und Tepe 2012), was
auf die starke Bedeutung der universalistischen Strukturen der DDR für die Erwar-
tungen zurückgeführt werden kann. Der Wohlfahrtsstaat erschafft sozusagen seine
eigenen Anhänger. Somit wird auch das Beschneiden von Programmen des Wohl-
fahrtsstaates schwierig, weil die Wähler sich an bestimmte Dinge schlichtweg
gewöhnt haben. Hier greifen auch psychologische Mechanismen, weil Menschen
mit einem Verlust gegenüber dem Status quo generell wesentlich schlechter umge-
hen können als sie mit einem gleichwertigen Gewinn gegenüber dem Status quo ihre
gefühlte Situation verbessern könnten (Pierson 1994; Vis 2010). Deswegen ist eine
Reduktion des sozialpolitischen Angebots durch die Regierung mit der Gefahr einer
elektoralen Strafe bei der nächsten Wahl verbunden, wobei Aspekte wie die Salienz
der Reform in der Kampagne und andere Faktoren diesen Effekt auf Null reduzieren
können (Armingeon und Giger 2008).

Schließlich sind das Ausmaß, inwieweit Vorteile eines sozialpolitischen Pro-
gramms für bestimmte Gruppen gebündelt sind, und deren Organisationsgrad wich-
tig. Je deutlicher die Vorteile eines Programmes für eine soziale Gruppe sind und je
besser sie organisiert ist, desto schwieriger ist es, dieses Programm zu reformieren.
Beispielsweise wurden in Schweden und in Finnland vor allem die sozialpolitischen
Programme reformiert, deren Zielgruppen schlecht organisiert waren (Rentner) oder
deren Vorteile nur kleinen Gruppen zugutekamen (sogenanntemeans-tested benefits)
(Timonen 2003).

3 Erfolgreiche Regierungsstrategien bei sozialpolitischen
Reformen

Alle im zweiten Abschnitt diskutierten Faktoren können nicht direkt durch
Regierungen beeinflusst werden. Nun lohnt es sich unter Annahme gegebener
Institutionen und der soeben beschriebenen Logiken aus einer ganz pragmatischen
Perspektive zu fragen: Was kann eine Regierung tun, um eine sozialpolitische
Reform mit weniger Kosten in Bezug auf elektorales Fortune und politische An-
strengung zu erreichen? Von nun an wollen wir uns auf die sozialpolitischen
Reformen konzentrieren, die einen Einschnitt in der Höhe, eine Verkleinerung der
Berechtigungsgruppe oder des Umfangs einer sozialpolitischen Dienstleistung ent-
halten. Eine Ausweitung sozialpolitischer Zuständigkeit oder Dienstleistungen be-
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inhaltet zwar häufig auch eine politische Kraftanstrengung, jedoch nicht in dem
Maße wie eine Reform, die zuungunsten ausgewählter Gruppen von Bürgern aus-
fällt.

Eine grundsätzliche Strategie ist die Vermeidung von Schuldzuweisungen durch
Wähler beziehungsweise durch andere politische Akteure (blame avoidance)
(Pierson 1994; Weaver 1987). Während in einer Zeit sozialpolitischer Expansion
die beschließenden Regierungen die Früchte ihrer sozialpolitischen Ausweisung
ostentativ einholen (credit-claiming), muss eine Regierung bei einer Reform des
Wohlfahrtsstaates alles tun, um die eigene Verantwortung für die Reform zu ka-
schieren. Diesen Ansatz kann eine Regierung mit vielen Einzelaspekten versuchen
zu realisieren.

Eine erste mögliche Umsetzung dieser Strategie ist es, Reformen möglichst früh
im Wahlzyklus und dann möglichst schnell durchzubringen. Wähler haben ein
kurzes Gedächtnis, sodass der mögliche Groll über den Einschnitt die Akteure nicht
mehr in vollem Umfang trifft. Ein Paradebeispiel für diese Strategie war die stufen-
weise Erhöhung des offiziellen Renteneintrittsalters von 65 auf 67 Jahre in Deutsch-
land im Jahr 2006 durch die Große Koalition (Hering 2012). Diese hatte die Reform
bereits im Februar 2006, nur knapp fünf Monate nach der Bundestagswahl,
beschlossen. Generell findet man das Muster vor, dass neu zusammengesetzte
Regierungen oder rechte Regierungen nach einem Regierungswechsel schneller
Reformeinschnitte vornehmen (Tepe und Vanhuysse 2010, 2012). Gleichwohl gilt
ein ähnliches Argument für die Erfüllung teurer expansiver Sozialpolitik direkt nach
der Wahl: Je weiter weg von der nächsten Wahl, desto sicherer ist eine krasse
expansive Reform, die auch Opposition auf den Plan ruft (Wenzelburger et al. 2020).

Eine zweite Möglichkeit ist die nachhaltige Veränderung des politischen Dis-
kurses durch die Regierung. Soziale und politische Realität sprechen nicht für sich
selbst. Sie müssen von den beteiligten Akteuren interpretiert werden (Cox 2001).
Goerres, Kumlin und Karlsen (2019) zeigen, dass die großen Parteien in den Wahl-
kämpfen zwischen 2000 und 2010 in Deutschland, Norwegen und Schweden auf
vielfältige Art und Weise Reformdruck des Wohlfahrtsstaates thematisieren, aber
dann nur entweder vage oder recht beliebte Reformoptionen klar ansprechen. Trotz-
dem gibt es Beispiele für strategisches Neu-Framing einer Situation, um seine
Reform durchsetzen zu können (Kumlin und Goerres 2021).

Eine dritte Option ist eine Entpolitisierung der Reform. Dafür setzen Regierungen
häufig Sachverständigenkommissionen ein. Sie delegieren damit die Ausarbeitung
einer Reform in ein aus Parteiensicht unpolitisches Gremium. Wenn diese Kommis-
sion dann ihre Vorschläge einbringt, kann die Regierung diese in einer relativ
genauen Kopie zu ihrer Reform machen. So kann die Regierung die Begründung
für diese Reform auf die sachliche Notwendigkeit und die Expertenmeinung schie-
ben. Dies wurde bei der Anhebung des Renteneintrittsalters in den 2000er-Jahren
sowohl in Deutschland als auch im Vereinigten Königreich gemacht (Hering 2012).
In solch einem Fall kann die Regierung sogar versuchen, durch eine Verbindung der
Reform mit anderen Zielen gemäß der gerade beschrieben Diskursveränderung, wie
etwa finanzielle Nachhaltigkeit oder die Fairness zwischen den Generationen, vom
blame avoidance zum credit-claiming überzugehen (Levy 2010).
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Eine vierte Teilstrategie ist das Schmieden einer möglichst großen Koalition von
unterstützenden Akteuren. Unangenehme bzw. mit elektoralen Risiken verbundene
Policy-Entscheidungen lassen sich einfacher durchsetzen, wenn möglichst viele der
Konkurrenten der Regierung mit an Bord sind. Dann wird nämlich solch eine
Reform für den politischen Wettbewerb bedeutungslos, weil keiner der großen
Akteure mehr daraus politisches Kapital schlagen kann. Obwohl es auf den ersten
Blick erstaunlich sein mag, dass eine Oppositionspartei solch einer Koalition beitritt,
ist dies bei genauerer Betrachtung rational. Denn wohlfahrtsstaatliche Reformpro-
bleme bleiben ohne Policy-Lösung weiter auf der politischen Agenda. Eine Oppo-
sitionspartei räumt auf diese Weise also einen riesigen Stolperstein ihrer eigenen
zukünftigen Regierung aus dem Weg.

Eine fünfte Möglichkeit der blame avoidance ist, eine politische Veränderung so
herbeizuführen, dass die Auswirkungen nicht mehr mit der eigentlichen Entschei-
dung in Verbindung gebracht werden. So fror in den 1990er-Jahren die schwedische
Zentralregierung die gesundheitspolitischen Budgets der Regionen ein. Dies sollte
die Regionen dazu bringen, ihre Ausgaben zu kürzen (Levy 2010). Die nationale
Regierung konnte damit eine Kürzung der Gesundheitsausgaben erreichen, ohne
direkt als Akteur in Erscheinung getreten zu sein.

Eine sechste Option ist es, den möglichen Widerstand gegen eine Reform durch
geeignete Maßnahmen niedrig zu halten. Dabei kann eine Regierung beispielsweise
eine Reform in die Wege leiten, bei der die im Moment bereits von bestehenden
Regeln betroffenen Gruppen Bestandsschutz bekommen, das heißt, dass sie nach der
Reform garantiert nicht schlechter dastehen. Somit werden nur Neuankömmlinge in
einem sozialpolitischen Programm von den neuen, härteren Regeln getroffen, die
zum Zeitpunkt der Entscheidung noch keine politischen Fürsprecher hatten. Oder die
Regierung gibt bestimmten Gruppen als Ausgleich für ihre Unterstützung bei einer
Reform eine andere Gegenleistung. Diese Lösung ist natürlich kostspielig und kann
beabsichtigte Spareffekte zum Teil ausgleichen. Diese Strategie erwies sich zum
Beispiel bei der Reform der postkommunistischen Wohlfahrtsstaaten als sehr wich-
tig (Cook 2007; Vanhuysse 2006).

Die siebte und letzte Strategie beinhaltet, die durch eine Reform für bestimmte
Gruppen auftretenden Kosten zu verschleiern. Beispielsweise können neue Steuern
erst langsam und gestreckt über einen größeren Zeitraum angehoben werden, sodass
der Anstieg für die Betroffenen nicht so stark fühlbar ist. Dadurch ist die Ver-
schlechterung der Situation im Vergleich zum Status quo für die Wähler nicht
offensichtlich. Dieser Weg wurde auch bei der Reform von Rentenaltersgrenzen in
Deutschland und Großbritannien gewählt (Hering 2012).

In der Summe bleibt einer Regierung also eine ganze Reihe von Möglichkeiten,
eine sozialpolitische Reform durchzuführen. Diese Erfolgsstrategien umfassen dabei
fast das ganze strategische Repertoire demokratischer Politikentscheidungen.
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4 Zusammenfassung und Forschungsperspektiven

Vergleichende Wohlfahrtsstaatenforschung ist ein Kernthema vergleichender Regie-
rungsforschung. Da die gegenwärtigen gesellschaftlichen und ökonomischen Ver-
änderungen allgegenwärtig und irreversibel sind, sind die Ergebnisse der Forschung
zu wohlfahrtsstaatlicher Reformbarkeit von großer Relevanz für aktuelle sozial-
politische Entscheidungen.

Die aktuelle wohlfahrtsstaatliche Forschung lässt sich in drei Perspektiven glie-
dern:

1. Institutionalistische Ansätze, die versuchen, die Wirkung und Herkunft von
Institutionen und Policies genauer zu bestimmen. Hier dominieren historisch-
vergleichende Fallstudien.

2. Ausgabenorientierte Ansätze, die die Entwicklungen und internationalen Verglei-
che von sozialpolitischen Ausgaben im Fokus haben. Hier dominieren quantita-
tive Makro-Studien auf Basis der von der OECD erhobenen Daten, die mit neuen
Daten aus anderen Regionen zunehmend angereichert werden.

3. Politics-Policy-Perspektive, also eine Perspektive, die gleichzeitig versucht, das
Zusammenspiel zwischen Policy-Entwicklung und Dynamiken des politischen
Prozesses insbesondere in Bezug auf Parteien und Wähler besser zu verstehen.

Besonders der letzte Ansatz scheint für die kommenden Jahre Fortschritte zu
versprechen (Busemeyer et al. 2020; Häusermann et al. 2020; Kumlin und Goerres
2021). Durch immer bessere Daten über das Wahlverhalten im internati-
onalen Vergleich und konzertierte Aktionen zur Sammlung genauerer Wohlfahrts-
staatenindikatoren lässt sich hier bald sehr genau bestimmen, was für einen Policy-
Feedback Sozialpolitik hat, das heißt inwieweit bestimmte Sozialpolitikprogramme
politische Verhaltensmuster bei den Wählern hervorrufen, wie Parteien darauf rea-
gieren und inwieweit diese Dynamiken dann wieder die zukünftige Sozialpolitik
beeinflussen.
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